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Sitzungsvorlage 
 

Vorlage Nr.: 236-15 
 

Amt: Hauptamt Datum: 31.08.2015 
Verfasser:  AZ:  

 

Gremium Termin Ö-Status Zuständigkeit 

Gemeinderat 24.02.2015 Ö Vorberatung 

 
 
 

Beratung über die Schließung der geriatrischen Abteilung und die Bettenstationen 
der inneren und chirurgischen Abteilung und Beschlussfassung über einen 
Ausstieg der Stadt Engen aus der Fördergesellschaft für Hospizarbeit in Singen 
und im Hegau so-wi 
 
Die Gesundheitsverbund Landkreis Konstanz gGmbH (Gesundheitsverbund gGmbH) hat am 
11.02.2015 die Mitarbeiter am Krankenhaus Engen informiert, dass der stationäre Teil zum 
01.05.2015 komplett geschlossen werden soll. Betroffen sind davon die komplette geriatrische 
Schwerpunktabteilung sowie die Betten in der inneren und chirurgischen Abteilung. 
 
Der Stadt Engen und der Fördergesellschaft für die Hospizarbeit in Singen und im Hegau sowie 
für die gemeinnützige Krankenhausbetriebsgesellschaft Hegau-Bodensee-Klinikum mbH 
(Fördergesellschaft GmbH) liegt hierzu bislang keine offizielle schriftliche Information der 
Gesundheitsverbund gGmbH vor. Hintergrund dieser Entscheidung ist ein neues medizinisches 
Konzept, das der Aufsichtsrat der Gesundheitsverbund gGmbH in seiner Sitzung am 28.01.2015 
beschlossen hat. Herr Geschäftsführer Peter Fischer ist zur Gemeinderatssitzung eingeladen und 
wird über die Entscheidung berichten. Der Aufsichtsratsvorsitzende, Herr Landrat Frank 
Hämmerle, hat seine Teilnahme aus terminlichen Gründen abgesagt. 
 
Der Aufsichtsrat des Gesundheitsverbundes hat am 28.01.2015 mit großer Mehrheit dem Antrag 
der Geschäftsführung zugestimmt. Danach soll die geriatrische Schwerpunktabteilung von Engen 
nach Radolfzell verlagert werden zur Gründung eines Zentrums für Altersmedizin und die 
Stationsbetten der chirurgischen und der inneren Abteilung nicht mehr belegt werden. Was mit 
den restlichen stationären Betten passiert und welche weiteren Auswirkungen auf das restliche 
medizinische Angebot am Standort Engen zu erwarten sind, ist uns nicht bekannt. Auch dazu 
wird Herr Fischer sicherlich informieren.    
  
Der Vorschlag zu einer Verlagerung der geriatrischen Abteilung und Schließung aller 
Bettenstationen in Engen wurde neben einer sehr geringen Auslastung und einem daraus 
folgenden finanziellen Defizit auch mit einer unzureichenden ärztlichen Besetzung sowie einer 
Abwanderungstendenz des Pflegepersonals in Engen begründet.  
 
Nach der Umsetzung dieser Beschlüsse bliebe in Engen noch das Medizinische 
Versorgungszentrum (MVZ - chirurgische- und Kinderarztpraxis), das ambulante OP-Zentrum, 
die niedergelassenen Arztpraxen (Dr. Krüglstein, Dr. Maucher und Arndt), die Physiotherapie 
Probst und das Altenpflegeheim bestehen.  
 
Nach den Gesellschaftsverträgen gibt es für die Gesellschafter bei einer Verlagerung von 
Abteilungen oder Schließung eines Standortes kein ausdrückliches Vetorecht. Die Stadt Engen 
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ist zudem nicht unmittelbar Gesellschafter der Gesundheitsverbund gGmbH. Die Stadt Engen ist 
Mitgesellschafter der Fördergesellschaft GmbH, dem früheren Hegau-Bodensee-Kliniken mit 
einem Anteil von 7,36 Prozent. Die Fördergesellschaft ist ihrerseits mit 24 Prozent am 
Gesundheitsverbund beteiligt.  
 
Der Gesellschaftsvertrag im Gesundheitsverbund basiert auf einem Konsortialvertrag, der die 
Beziehungen zwischen den Gesellschaftern regelt. Im Konsortialvertrag ist ausgeführt, 
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In § 2 Abs. 1 des Konsortialvertrages heißt es: 

 
 
In § 11 Abs. 2 bis 4 des Konsortialvertrages findet sich zum medizinischen Konzept folgender 
Wortlaut: 
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Dem Standort Engen sind im medizinischen Konzept die stationären Bereiche Grundversorgung 
Innere und Chirurgie sowie ein geriatrischer Schwerpunkt zugewiesen. Das medizinische 
Portfolio kann in den ersten drei Jahren nur einvernehmlich verändert werden, beginnend 
vermutlich mit der Eintragung der Gesellschaft ins Handelsregister am 31.08.2012. Der genaue 
Beginn müsste bei Bedarf durch eine juristische Beurteilung ermittelt werden. 
  
Bei Veränderungen im medizinischen Angebot sieht der Konsortialvertrag nach Ablauf der 
Karenzzeit  in § 15 ein Bestellerprinzip vor. Das Bestellerprinzip ist folgendermaßen vereinbart 
worden: 

 
Der Gesellschaftsvertrag des Gesundheitsverbundes sieht eine Kündigung durch einen 
Gesellschafter aus wichtigem Grund vor. Bezüglich der Kündigung des Vertrages gibt es in § 17 
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folgende Regelung: 
 

 
 
Die Stadt Engen ist allerdings an der Gesundheitsverbund gGmbH nicht direkt beteiligt. Ein 
Ausstieg als Gesellschafterperson könnte nur aus der Fördergesellschaft GmbH erfolgen. Ein 
Ausstiegsrecht wird analog der Regelung im Gesundheitsverbund angenommen. Für den Fall, 
dass die Stadt Engen aus der Fördergesellschaft austreten möchte, ist damit die Zustimmung der 
anderen Mitgesellschafter erforderlich. Ob, durch die beschlossene Schließung der stationären 
Versorgung am Standort Engen ein Sonderkündigungsrecht aus Wegfall der Geschäftsgrundlage 
entstanden sein könnte, müsste gegebenenfalls fachanwaltlich geprüft werden. Grundsätzlich 
wäre eine einvernehmliche Lösung unter den Gesellschaftern der bessere Weg. Die Vertreter der 
Stadt Engen in der Gesellschafterversammlung der Fördergesellschaft GmbH haben in der 
Gesellschafterversammlung am  04.02.2015 einen möglichen Austrittwunsch gegen 
Rückübertragung der Grundstücke und Gebäude am Standort Engen angesprochen. Die 
Mitgesellschafter Stadt Singen, Stiftung Radolfzell sowie der Landrat als Vertreter des 
Landkreises haben ihre grundsätzliche Bereitschaft ausgesprochen, sich einem solchen 
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Ansinnen der Stadt Engen nicht zu verwehren, wobei die Details noch zu klären sind.  
 
Unter Berücksichtigung der Gesamtsituation empfehlen wir dem Gemeinderat den Austritt aus 
der Fördergesellschaft GmbH gegen Rückübertragung der Grundstücke und Gebäude am 
Standort Engen im Grundsatz zu beschließen und der Verwaltung den Auftrag zu erteilen mit 
Unterstützung eines Anwaltsbüros die Austrittsverhandlungen zu führen. Durch den Wegfall der 
stationären Grundversorgung und des medizinischen Schwerpunktes Geriatrie sind die Gründe 
für eine Beteiligung an einer Krankenhausgesellschaft grundsätzlich entfallen. Ohnehin hat die 
Stadt Engen keinerlei Mitbestimmungsrechte über das medizinische Krankenhausangebot vor 
Ort. Hingegen bestehen für die Stadt aus der Gesellschafterfunktion  gewisse Haftungsrisiken 
zum Beispiel für Pensionsverpflichtungen bei der Zusatzversorgungskasse ohne eine adäquate 
Gegenleistung. Darüber hinaus -  wie bei allen anderen Kreisgemeinden - besteht ein 
allgemeines Haftungsrisiko aus der 52 % Beteiligung des Landkreises am Gesundheitsverbund.       
 
Die Stadt Engen könnte als Eigentümer der Anwesen, die vom Gesundheitsverbund genutzten 
Räumlichkeiten einschließlich des Altenpflegeheims zum Betrieb der medizinischen und 
pflegerischen Versorgung vermieten. Die verbleibenden medizinischen und pflegerischen 
Angebote am Standort Engen könnten unabhängig von den Eigentumsverhältnissen weiterhin 
durch den Gesundheitsverbund erfolgen, sofern ein Interesse von Seiten des 
Gesundheitsverbundes bei einem Ausscheiden aus der Fördergesellschaft bestehen bleibt. Die 
Stadt Engen würde eine Fortführung und eine anderweitige medizinische oder pflegerische 
Nutzung der freien Gebäudeteile durch den Gesundheitsverbund begrüßen und unterstützen. 
Momentan gibt es aber unseres Wissens noch keine konkreten Ansätze, die auf eine zeitnahe 
Umsetzung hoffen lassen. Die Stadt begrüßt und unterstützt dabei ausdrücklich die Bemühungen 
des Gesundheitsverbundes, die freiwerdenden Räumlichkeiten einer weiteren medizinischen 
oder pflegerischen Nutzung zu belegen.     
 
Die Geschäftsführung des Gesundheitsverbundes verfolgt verschiedene Ansätze. 
Möglicherweise kann hierzu Herr Fischer in der Sitzung über den aktuellen Standort berichten. Im 
Moment müssen wir davon ausgehen, dass in Kürze am Engener Krankenhaus ein weiteres 
Stockwerk in Engen komplett leer stehen wird.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat nimmt von der beabsichtigten Schließung der stationären Abteilungen 
Chirurgie, Innere und Geriatrie Kenntnis. Der Gemeinderat bittet den Gesundheitsverbund, die  
Gründe hierfür schriftlich zu benennen und um eine Einschätzung hinsichtlich der vereinbarten 
Sperrfrist bei Veränderungen des medizinischen Konzeptes innerhalb der ersten 3 Jahre. Der 
Gemeinderat bittet den Gesundheitsverbund weiterhin entsprechend dem in § 15 vereinbarten 
Bestellerprinzip die Angebotskonditionen nebst dazu gehörender Kalkulationsgrundlagen für eine 
Weiterführung der chirurgischen und inneren Abteilung sowie der Geriatrie zu Prüfung 
einzureichen.  
  
Der Gemeinderat beschließt einen grundsätzlichen Austritt aus der Fördergesellschaft für 
Hospizarbeit in Singen und im Hegau sowie für die gemeinnützige 
Krankenhausbetriebsgesellschaft Hegau-Bodensee-Klinikum mbH gegen Rückübertragung der 
Grundstücke und Gebäude am Standort Engen und beauftragt die Verwaltung, mit Hilfe eines 
Anwaltsbüros die entsprechenden vorbereitenden Verhandlungen für einen endgültigen 
Ausstiegsbeschluss zu führen.  
 
 
Anlagen:  
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